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Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung und Vereinfachung der Aufsicht 
in Insolvenzverfahren (GAVI) 


A. Problem und Ziel 

Die Insolvenzordnung enthält nur sehr pauschale Regelungen dazu, wie der 
Insolvenzverwalter das ihm anvertraute fremde Vermögen zu verwalten hat und 
wie diese Verwaltung kontrolliert wird. Dies hat in einigen Fällen eine Ver- 
untreuung von Insolvenzvermögen durch die Verwalter vereinfacht. Zugleich 
haben sich bei den einzelnen Gerichten und Verwalterkanzleien unterschied- 
liche Verfahrensweisen herausgebildet. Die Entscheidungen des Bundesver- 
fassungsgerichts zur Vorauswahlliste führen zusätzlich dazu, dass die Gerichte 
mit einer größeren Anzahl von Insolvenzverwaltem als in der Vergangenheit 
Zusammenarbeiten müssen. Auch die Insolvenzverwalter sind auf der anderen 
Seite zunehmend nicht mehr nur schwerpunktmäßig bei einem Insolvenz- 
gericht, sondern in verschiedenen Gerichtsbezirken tätig. Unterschiedliche Ver- 
fahrensgestaltungen belasten zunehmend den Arbeitsablauf sowohl auf Seiten 
der Gerichte als auch der Verwalter mit uimötigem Koordinierungsaufwand. 

Durch die wenig ausgeprägte Detaillierung bleibt der Ablauf des Insolvenz- 
verfahrens für solche Gläubiger und potenziellen Investoren unverständlich, 
die mit dem deutschen Insolvenzrecht in seiner praktischen Handhabung nicht 
vertraut sind. Dies wirkt sich nachteilig auf den Standort Deutschland aus. 

Die mit der Schaffung der Insolvenzordnung verbundene Erwartung, dass die 
Gläubiger selbst das Verfahren aktiv mitgestalten und zugleich auch eine 
Kontrollfunktion gegenüber dem Insolvenzverwalter wahrnehmen, hat sich 
nicht erfüllt, ln der Praxis spielen die Gläubiger in vielen Verfahren nur eine 
passive Rolle. 


B. Lösung 

Das Insolvenzverfahren wird transparenter gestaltet. Die Aufgaben der Ge- 
richte und Verwalter werden genauer definiert, die Möglichkeiten der gericht- 
lichen Kontrolle des Insolvenzverwalters verbessert. 

Es werden qualitative Mindestanforderungen an die vom Verwalter einzu- 
reichenden Unterlagen und für die Tätigkeit der Gerichte festgelegt. Die Gläu- 
biger werden durch verbesserte Information verstärkt in das Verfahren einbezo- 
gen. 
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C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1. Bund 

a) Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

b) Vollzugsaufwand 

Finanzielle Auswirkungen auf den Bundeshaushalt sind nicht zu er- 
warten. 

2. Länder 

a) Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

b) Vollzugsaufwand 

Das Gesetz standardisiert Verfahrensschritte und Maßnahmen der Aus- 
wahl von und der Aufsicht über Insolvenzverwalter. Soweit einige Ge- 
richte bisher hinter diesen Standards zurückgeblieben sind, kaim hier ein 
Mehraufwand entstehen. Umgekehrt mag bei anderen Gerichten eine 
Verringerung des Arbeitsaufwandes eintreten. Generell ist die Standardi- 
sierung von Verfahrensabläufen geeignet, den zur Bearbeitung des Ein- 
zelfalles erforderlichen Zeitaufwand zu verringern. Genauer bestimmen 
lässt sich der entstehende Mehr- oder Minderaufwand jedoch nicht. 


E. Sonstige Kosten 

Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis- 
niveau, sind nicht zu erwarten. 


F. Bürokratiekosten 

Es werden einige wenige Dokumentations- und Informationspflichten neu ein- 
geführt, die zur effektiven Ausübung der Aufsicht über die Insolvenzverwalter 
notwendig sind. Dies betrifft die Führung einer Liste der angelegten Ander- 
konten, den Nachweis über den Abschluss einer Berufshaftpflichtversicherung 
und die Begründung der Anzeige über den Eintritt der Masseunzulänglichkeit. 

Dies wird in der Regel keine messbare Auswirkung auf die Bürokratiekosten in 
den Verwalterbüros haben, da die Verwalter in den meisten Fällen bisher schon 
im eigenen Interesse entsprechende Dokumentationen vorgenommen und dem 
Gericht Informationen erteilt haben werden. 

Im Übrigen werden nur bereits bestehende Informationspflichten vereinheit- 
licht. 
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Bundesrepublik Deutschland 
DIE Bundeskanzlerin 


Berlin, 



November 2007 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Absatz 3 des Grundgesetzes den vom 
Bundesrat in seiner 837. Sitzung am 12. Oktober 2007 beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung und Vereinfachung der 
Aufsicht in Insolvenzverfahren (GAVI) 


mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 


Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 


Mit freundlichen Grüßen 



Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


-5- 


Drucksache 16/7251 


Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung und Vereinfachung der Aufsicht 
in Insoivenzverfahren (GAVI) 

Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Insolvenzordnung 

Die Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 (BGBl. 1 

S. 2866), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1 . § 5 Abs. 4 wird aufgehoben. 

2. Nach § 5 wird folgender § 5a eingefugt: 

„§ 5a 

Elektronische Verfahrensfuhrung 

(1) Tabellen und Verzeichnisse, die Zwischenberichte 
und die Schlussrechnung sowie dazugehörige Anlagen 
können maschinell erstellt und bearbeitet werden. Das 
Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
nähere Bestimmungen über Inhalt und Gliederung dieser 
Dokumente zu treffen. 

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung nähere Bestimmungen über die elek- 
tronische Einreichung und Führung der in Absatz 1 ge- 
nannten Dokumente sowie deren Aufbewahrung zu 
treffen. Dabei können sie auch Vorgaben für die Daten- 
formate der elektronischen Einreichung machen. Die 
Landesregierungen können die Ermächtigung auf die 
Landesjustizverwaltungen übertragen. 

(3) Soweit dem Gericht Unterlagen in elektronischer 
Fomi zur Verfügung stehen, in die nach anderen Bestim- 
mungen dieses Gesetzes ein Einsichtsrecht besteht, kann 
auch ein direkter Zugriff der Verfahrensbeteiligten hier- 
auf mittels Online-Verfahren eröffnet werden. Auf 
diesem Wege kann das Gericht den Beteiligten auch die 
wesentlichen Ergebnisse der Zwischenberichte nach 
§ 58 Abs. 1 zur Verfügung stellen.“ 

3. § 21 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 5 wird der abschließende Punkt durch 
ein Semikolon ersetzt. 

b) Folgende Nummer 6 wird angefügt: 

„6. einen vorläufigen Gläubigerausschuss einset- 
zen, für den die §§ 69 bis 73 entsprechend gel- 
ten.“ 

4. In § 29 Abs. 1 werden die Wörter „Im Eröffnungs- 
beschluss“ durch die Wörter „Mit dem Eröffnungs- 
beschluss“ ersetzt. 


5. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Eröff- 
nungsbeschluss“ die Wörter „und die Terminsbestim- 
mung“ eingefügt. 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „ist der Beschluss“ 
durch die Wörter „sind der Beschluss und die Ter- 
minsbestimmung“ ersetzt. 

6. § 58 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz la eingefugt: 

„(la) Sofern das Gericht keine anderweitige An- 
ordnung trifft, hat der Insolvenzverwalter nach Ab- 
lauf von jeweils sechs Monaten, beginnend mit dem 
Datum der ersten Gläubigerversammlung, dem Ge- 
richt einen Bericht über den Sachstand und die Ge- 
schäftsführung einzureichen.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Gerichte und Behörden übermitteln personen- 
bezogene Informationen, die für die Aufsichtsmaß- 
nahmen des Insolvenzgerichts und eine Entlassung 
des Insolvenzverwalters aus dem Amt aus der Sicht 
der übermittelnden Stelle erforderlich sind, den für 
die Kanzleisitze des Verwalters örtlich zuständigen 
Insolvenzgerichten, soweit hierdurch schutzwürdige 
Interessen des Betroffenen nicht beeinträchtigt wer- 
den oder das öffentliche Interesse das Geheimhal- 
tungsinteresse des Betroffenen überwiegt. Die Über- 
mittlung unterbleibt, wenn besondere gesetzliche 
Verwendungsregelungen entgegenstehen.“ 

7. Nach § 58 wird folgender § 58a eingefügt: 

„§ 58a 

Inhalt der Zwischenberichte 

(1) Die Berichte über den Sachstand und die Ge- 
schäftsführung nach § 58 haben mindestens eine fortge- 
schriebene Vemiögensübersicht sowie das fortgeschrie- 
bene Verzeichnis der Massegegenstände entsprechend 
den §§ 151, 153 und eine Übersicht über die Einnahmen 
und Ausgaben im Berichtszeitraum zu enthalten. Wird 
das schuldnerische Unternehmen fortgeführt, so ist an- 
stelle der Übersicht und des Verzeichnisses das vor- 
läufige Ergebnis der Betriebsfortführung mitzuteilen. 
Die Kontenbestände sind in geeigneter Form nachzu- 
weisen. 

(2) Einzelne Positionen sind nur zu erläutern, soweit 
dies neben der Vorlage der in Absatz 1 genarmten Unter- 
lagen erforderlich erscheint. Auf Anforderung des Ge- 
richts sind die Einnahmen und Ausgaben zu belegen.“ 
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8. § 59 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 werden folgende Absätze la bis Ic 
eingefügt: 

„(la) Der entlassene Verwalter hat an den neu be- 
stellten Verwalter alle im Rahmen der Verwaltung in 
Besitz genommenen Gegenstände einschließlich der 
Geschäftsunterlagen herauszugeben, ln die von ihm 
angelegten Verfahrensakten hat er dem neu bestellten 
Verwalter Einsicht zu gewähren. § 58 Abs. 2 gilt für 
die Durchsetzung der Herausgabepflichten eines ent- 
lassenen Verwalters entsprechend. 

(l b) Das Gericht kann durch Beschluss auch die 
Herausgabe bestimmter Sachen anordnen; in diesem 
Fall finden auf die Vollstreckung der Herausgabever- 
pflichtung die §§ 883 bis 886 der Zivilprozessord- 
nung entsprechende Anwendung. § 766 der Zivilpro- 
zessordnung gilt mit der Maßgabe, dass an die Stelle 
des Vollstreckungsgerichts das Insolvenzgericht tritt. 

(l c) Das Gericht kann anordnen, dass Guthaben, 
die auf für das Verfahren angelegten Anderkonten ge- 
führt werden, ganz oder teilweise an den neuen Ver- 
walter auszukehren sind. Die §§ 829 und 834 bis 836 
der Zivilprozessordnung gelten entsprechend mit der 
Maßgabe, dass eine Einziehung der Forderung nur 
auf ein vom neuen Verwalter für das Verfahren ange- 
legtes Anderkonto zulässig ist; § 835 Abs. 3 Satz 2 
der Zivilprozessordnung ist nicht anzuwenden.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Gegen die Entlassung und die Entscheidungen 
des Gerichts nach den Absätzen Ib und Ic steht dem 
Verwalter die sofortige Beschwerde zu. Gegen die 
Ablehnung eines Antrags auf Entlassung steht dem 
Verwalter, dem Gläubigerausschuss oder, wenn die 
Gläubigerversammlung den Antrag gestellt hat, je- 
dem Insolvenzgläubiger die sofortige Beschwerde 
zu.“ 

9. Nach § 60 wird folgender § 60a eingefügt: 

„§ 60a 

Allgemeine Berufshaftpflichtversicherung 

(1) Der Insolvenzverwalter ist verpflichtet, eine all- 
gemeine Berufshaftpflichtversicherung zur Deckung der 
sich aus seiner Verwaltertätigkeit ergebenden Haft- 
pflichtgefahren für Vermögensschäden für die Dauer des 
Insolvenzverfahrens zu unterhalten. Das Bestehen dieser 
Versicherung hat der Insolvenzverwalter dem Gericht je- 
derzeit auf Verlangen und den Gläubigem auf Verlangen 
in der ersten Gläubigerversammlung, die auf die Bestel- 
lung des Insolvenzverwalters folgt, nachzuweisen. 

(2) Der Versichemngsvertrag hat Versicherungsschutz 
für jede einzelne Pflichtverletzung zu gewähren, die ge- 
setzliche Haftpflichtansprüche privatrechtlichen Inhalts 
gegen den Insolvenzverwalter zur Folge haben könnte; 
dabei kann vereinbart werden, dass sämtliche Pflichtver- 
letzungen bei Erledigung eines Verfahrens, mögen diese 
auf dem Verhalten des Insolvenzverwalters oder einer 
von ihm herangezogenen Hilfsperson bemhen, als ein 
Versichemngsfall gelten. 


(3) Von der Versichemng kann die Haftung ausge- 
schlossen werden: 

1. für Ersatzansprüche aus wissentlicher Pflichtver- 
letzung, 

2. für Ersatzansprüche aus Tätigkeiten über in anderen 
Staaten eingerichtete oder unterhaltene Kanzleien 
oder Büros, 

3. für Ersatzansprüche aus Tätigkeiten im Zusammen- 
hang mit der Beratung und Beschäftigung mit 
außereuropäischem Recht, 

4. für Ersatzansprüche aus Tätigkeiten des Insolvenz- 
verwalters vor außereuropäischen Gerichten, 

5. für Ersatzansprüche wegen Verantreuung durch 
Personal, Angehörige oder Sozien des Insolvenz- 
verwalters. 

(4) Die Mindestversicherungssumme beträgt 
1 500 000 Euro für jeden Versichemngsfall. Be- 
schränkt der Verwalter seine Bereitschaft zur Über- 
nahme von Insolvenzverwaltungen auf die Übernahme 
von Verbraucherinsolvenzverfahren, so beträgt die 
Mindestversichemngssumme 500 000 Euro für jeden 
Versichemngsfall. Die Leistungen des Versicherers für 
alle innerhalb eines Versicherungsjahres vemrsachten 
Schäden können auf den vierfachen Betrag der Min- 
destversicherangssumme begrenzt werden. 

(5) Die Vereinbamng eines Selbstbehalts bis zu 
1 Prozent der Mindestversichemngssumme ist zulässig. 

(6) Im Versichemngsvertrag ist der Versicherer zu 
verpflichten, den für die Kanzleisitze des Insolvenz- 
verwalters zuständigen Insolvenzgerichten die Beendi- 
gung oder Kündigung des Versichemngsvertrages so- 
wie jede Ändemng des Versichemngsvertrages, die 
den vorgeschriebenen Versichemngsschutz beeinträch- 
tigt, unverzüglich mitzuteilen. 

(7) Das Bundesministerium der Justiz wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die Mindestversichemngssummen anders 
festzusetzen, werm dies erforderlich ist, um bei einer 
Ändemng der wirtschaftlichen Verhältnisse einen hin- 
reichenden Schutz der Geschädigten sicherzustellen.“ 

10. § 66 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

„Die Rechnungslegung besteht mindestens aus dem 
Schlussbericht, der Schlussrechnung und der auf 
den Zeitpunkt der Rechnungslegung zu erstellen- 
den Vermögensübersicht einschließlich des fortge- 
schriebenen Verzeichnisses der Massegegenstände. 
Wird das schuldnerische Unternehmen fortgeführt, 
so ist anstelle der Vennögensübersicht und des Ver- 
zeichnisses das Ergebnis der Betriebsfortfühmng 
mitzuteilen.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 werden folgende Sätze eingefügt: 

„Es hat insbesondere 

1. die Vollständigkeit der eingereichten Unter- 
lagen, 

2. die ordnungsgemäße Buchfühmng, 
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3. die Verwaltung, Verwertung und Verwen- 
dung der Insolvenzmasse zu prüfen. 

Die ordnungsgemäße Buchführung wird in der 
Regel nachgewiesen durch Vorlage einer Ein- 
nahmen- Ausgaben-Überschussrechnung. Das 
Insolvenzgericht kann einen anderen Nachweis 
zulassen. Die Prüfung kann sich auf angemes- 
sene Stichproben beschränken. Eine Prüfung 
der wirtschaftlichen Zweckmäßigkeit des Ver- 
walterhandelns ist nicht Gegenstand der ge- 
richtlichen Prüfung.“ 

bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Ab- 
satz 2a. ln dessen Satz 1 wird das Wort „Es“ 
durch die Wörter „Das Insolvenzgericht“ er- 
setzt. 

c) ln Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „1 und 2“ 
durch die Angabe „1 bis 2a“ ersetzt. 

1 1 . Dem § 73 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Gläubigerversammlung kann eine Ver- 
gütung der Mitglieder des Gläubigerausschusses be- 
schließen, die von der Festsetzung in der nach § 65 er- 
lassenen Rechtsverordnung abweicht, insbesondere 
kann sie eine Pauschalvergütung beschließen, wenn 
dies im Hinblick auf den Umfang der zu verwaltenden 
Masse oder den zu erwartenden Aufwand der Mit- 
glieder des Gläubigerausschusses geboten erscheint. 
Die Vergütung kann nicht zu Lasten der Staatskasse 
geltend gemacht werden, soweit sie über den Betrag 
hinausgeht, der sich bei Anwendung der Rechtsverord- 
nung ergeben würde.“ 

12. Dem § 75 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Sind seit der letzten Gläubigerversammlung mindes- 
tens zwei Jahre vergangen, so ist abweichend von 
Satz 1 Nr. 3 die Versammlung schon dann einzuberu- 
fen, wenn die Summe der Rechte und Forderungen der 
antragstellenden Gläubiger ein Zehntel der Summe al- 
ler Rechte und Forderungen beträgt; abweichend von 
Nummer 4 genügt ein Fünftel der in Nummer 3 be- 
zeichneten Summe.“ 

13. Nach § 149 wird folgender § 149a eingefügt: 

„§ 149a 

Anderkontenführung, Bargeldgeschäfte 

(1) Geld, Wertpapiere und Kostbarkeiten, die zur 
Insolvenzmasse gehören, sind stets von anderen Son- 
dervermögen oder vom Vermögen des Insolvenzver- 
walters getrennt zu verwalten. Geld ist unverzüglich 
einem Sonderkonto für fremde Gelder (Anderkonto) 
zuzuführen. Für jede verwaltete Masse ist ein geson- 
dertes Anderkonto zu führen. Das Anderkonto darf nur 
zur Abwicklung des Zahlungsverkehrs genutzt werden, 
der in Zusammenhang mit dem Insolvenzverfahren 
steht. Für Depots gelten die vorstehenden Bestimmun- 
gen entsprechend (Anderdepot). 

(2) Der Insolvenzverwalter hat ein Verzeichnis der 
Kreditinstitute zu führen, bei denen Anderkonten oder 
Anderdepots eingerichtet sind (Anderkontenliste). In 
dieses Verzeichnis sind einzutragen: 

1 . die Anschrift des Kreditinstituts, 


2. die Nummer des Anderkontos bzw. Anderdepots, 

3. das gerichtliche Geschäftszeichen des Insolvenz- 
verfahrens, 

4. der Zeitpunkt des Beginns und der Beendigung der 
Kontenführung. 

(3) Bargeldgeschäfte soll der Insolvenzverwalter nur 
vornehmen, wenn sie nach Anlass und Umfang ordent- 
licher und gewissenhafter Geschäftsführung entspre- 
chen. Hat der Insolvenzverwalter entgegen Satz 1 Bar- 
geldgeschäfte vorgenommen, sind diese im nächsten 
Zwischenbericht nach § 58 oder, wenn vor Abschluss 
des Verfahrens kein Bericht mehr zu erstellen ist, mit 
der Schlussrechnung gesondert aufzuführen und zu be- 
gründen.“ 

14. Dem § 151 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Die einzelnen Massegegenstände sind so zu kerm- 
zeichnen, dass ihr Verbleib über den gesamten Verlauf 
des Insolvenzverfahrens nachvollzogen werden kann.“ 

15. Dem § 153 Abs. 1 werden folgende Sätze angefügt: 

„Die einzelnen Positionen sind, soweit erforderlich, zu 
erläutern. Die einzelnen Massegegenstände sind so zu 
kennzeichnen, dass ihr Verbleib über den gesamten 
Verlauf des Insolvenzverfahrens nachvollzogen wer- 
den karm.“ 

16. § 208 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz ein- 
gefügt: 

„Die Anzeige der Masseunzulänglichkeit ist zu be- 
gründen.“ 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Bestimmt das Gericht einen Termin nach 
§ 29, so ist dieser auch zur Unterrichtung der Insol- 
venzgläubiger durchzuführen. Im Termin hat der 
Insolvenzverwalter über die wirtschaftliche Lage 
des Schuldners, ihre Ursachen und die Gründe für 
den Eintritt der Masseunzulänglichkeit zu berich- 
ten.“ 

Artikel 2 

Änderung der Insolvenzreehtliehen 
Vergütungsverordnung 

Die Insolvenzrechtliche Vergütungsverordnung vom 
19. August 1998 (BGBl. I S. 2205), zuletzt geändert 
durch . . . wird wie folgt geändert: 

1. § 4 Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Mit der Vergütung sind auch die Kosten einer all- 
gemeinen Haftpflichtversicherung abgegolten. Ist die 
Verwaltung jedoch mit einem besonderen Haftungsrisiko 
verbunden, so sind dem Verwalter die Kosten einer an- 
gemessenen zusätzlichen Versicherung als Auslagen, 
auch neben dem Pauschsatz des § 8 Abs. 3, zu erstatten.“ 

2. In § 17 Satz 1 wird die Angabe „95 Euro“ durch die An- 
gabe „190 Euro“ ersetzt. 
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3. Dem § 18 Abs. 1 werden folgende Sätze angefugt: 

„Jedes Mitglied des Gläubigerausschusses kann nach 
seiner Wahl anstelle der tatsächlich entstandenen Aus- 
lagen einen Pauschsatz fordern, der 5 vom Hundert der 
festgesetzten Vergütung für jedes Jahr der Tätigkeit, 
höchstens jedoch 100 Euro je angefangenen Monat der 
Dauer der Tätigkeit beträgt. Der Pauschsatz darf 20 vom 
Hundert der festgesetzten Vergütung nicht überschrei- 
ten.“ 


Artikel 3 
Inkrafttreten 

Artikel 1 Nr. 2 § 5a Abs. 1 und 2 tritt am Tag nach der 
Verkündung in Kraft. Im Übrigen tritt das Gesetz am ersten 
Tag des sechsten auf die Verkündung folgenden Kalender- 
monats in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 
I. Ausgangslage 

Die Thematik einer verbesserten Kontrolle der Insolvenz- 
verwalter ist aus Anlass mehrerer Fälle von Veruntreuungen 
mit Schäden in Millionenhöhe in das öffentliche Blickfeld 
gerückt. Bei einer genaueren Analyse der Fälle zeigt sich, 
dass die Insolvenzordnung nur sehr wenige Vorschriften 
dazu enthält, wie der Verwalter das ihm anvertraute fremde 
Vermögen zu verwalten hat und wie diese Verwaltung kon- 
trolliert wird - im Gegensatz etwa zur hohen Regelungs- 
dichte für die Berufsausübung der Notare bei der Verwal- 
tung fremder Gelder. 

Dabei kann es aber nicht darum gehen, durch repressive Re- 
gelungen die Insolvenzverwalter einer verschärften Kon- 
trolle zu unterwerfen. Hierdurch würde ein Misstrauen ge- 
genüber allen Angehörigen dieses Berufsstandes zum Aus- 
druck gebracht, das völlig unangebracht wäre. Der Entwurf 
setzt vielmehr auf eine transparentere Verfahrensführung 
zur Vorbeugung. Durch größere Transparenz sind kriminelle 
Verhaltensweisen schneller erkennbar, so dass auch schnel- 
ler auf diese Erkenntnisse reagiert werden kann. Zum ande- 
ren sind auch auf Seiten des Gerichts Standards für die ge- 
botene Prüfung zu setzen. 

Dies dient auch der Stärkung des Standorts Deutschland, ln 
den letzten Jahren ist eine verstärkte Tendenz zu beobach- 
ten, Anträge auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens nach 
Möglichkeit nicht in Deutschland, sondern in England zu 
stellen. Das englische Insolvenzrecht gilt als gläubiger- und 
sanierungsfreundlicher, das deutsche Insolvenzverfahren 
hingegen als unübersichtlich und schwerfällig. Durch eine 
verbesserte Transparenz und standardisierte Verfahrens füh- 
rung wird der Ablauf des Verfahrens auch für solche Gläu- 
biger und potenziellen Investoren verständlicher, die mit 
dem deutschen Insolvenzrecht nicht vertraut sind. 

Die hier beschriebenen Anforderungen werden zwar bereits 
jetzt von vielen Gerichten und Verwaltern erfüllt oder über- 
troffen. Dies steht jedoch einer Festlegung von Mindest- 
standards nicht entgegen. Durch klare inhaltliche Vorgaben 
werden einheitliche Voraussetzungen für alle Beteiligten ge- 
schaffen. Damit wird zum einen ein hinreichendes Niveau 
garantiert, zum anderen - auf Verwalterseite - auch für eine 
vergleichbare Ausgangslage im Wettbewerb gesorgt. 

Zugleich sind die Gläubiger nach Möglichkeit wieder ver- 
stärkt in das Verfahren einzubeziehen. Die mit der Schaf- 
fung der Insolvenzordnung verbundene Erwartung, dass die 
Gläubiger selbst das Verfahren aktiv mitgestalten und zu- 
gleich auch eine Kontrollfunktion gegenüber dem Insol- 
venzverwalter wahmehmen, erfüllt sich in den seltensten 
Fällen. 

Die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts zur 
Vorauswahlliste fuhren dazu, dass die Gerichte mit einer 
größeren Anzahl von Insolvenzverwaltem als in der Vergan- 
genheit Zusammenarbeiten müssen. Auch die Insolvenzver- 
walter sind auf der anderen Seite zunehmend nicht mehr nur 
schwerpunktmäßig bei einem Insolvenzgericht, sondern in 


verschiedenen Gerichtsbezirken tätig. Es wird daher zu- 
künftig nicht mehr ausreichend sein, dass sich ein Insol- 
venzgericht mit „seinen“ Insolvenzverwaltem auf ein be- 
stimmtes Verfahren einigt. Unterschiedliche Vorgaben der 
Gerichte belasten den Arbeitsablauf in den Verwalterbüros; 
auf der anderen Seite werden die vom Gericht zu bewälti- 
genden Prüfungen dadurch erschwert, dass die Verwalter in 
Aufbau und Inhalt höchst unterschiedliche Tabellen, Ver- 
zeichnisse, Berichte und Schlussrechnungen einreichen. 
Auch hier kann eine Standardisierung dabei helfen, sowohl 
den Insolvenzverwaltern wie auch den Gerichten die täg- 
liche Arbeit und die Kommunikation miteinander zu verein- 
fachen. 

Dabei sind die Möglichkeiten des elektronischen Datenaus- 
tausches zu nutzen; dies soll zugleich der Vorbereitung 
eines elektronischen Rechtsverkehrs in Insolvenzverfahren 
dienen. 

Die Insolvenzordnung stellt keine Anforderungen an die 
Ausübung des Berafs des Insolvenzverwalters, mit Aus- 
nahme der Regelung in § 56 Abs. 1 InsO, dass eine geeig- 
nete Person zu bestellen sei. Dies ist darin begründet, dass 
sich die Insolvenzordnung nicht mit dem Bemfsbild als sol- 
chem befasst, sondern nur das einzelne Insolvenzverfahren 
in den Blick nimmt. Ohne den Gerichten im Übrigen detail- 
lierte Kriterien für die Eignung eines Verwalters vorgeben 
zu wollen, soll jedenfalls das Erfordernis einer Bemfshaft- 
pflichtversicherang geregelt werden, die für den Schutz der 
übrigen Verfahrensbeteiligten von besonderer Bedeutung 
ist. 


II. Wesentlicher Inhalt des Gesetzentwurfs 

1. Strukturierung der Verzeiehnisse, Tabellen 
und Beriehte 

Um den Arbeitsablauf sowohl bei den Gerichten als auch 
bei den Verwaltern zu vereinfachen, sollen die von letzteren 
einzureichenden Tabellen und Verzeichnisse in Inhalt, Glie- 
demng und Gestaltung standardisiert werden können. 
Hierzu sieht der Gesetzentwurf eine Verordnungsermächti- 
gung vor. Hinzu tritt eine einheitlich vorgegebene Frist für 
die regelmäßige Berichterstattung über den Verfahrens- 
stand. Auch dies dient der Arbeitserleichterang für die Ge- 
richte, die dann in der Regel keine Anfordemngsschreiben 
mehr versenden müssen, wie auch der besseren Planbarkeit 
in den Verwalterbüros. Zur Qualitätssichemng wird ein 
Mindestinhalt für die Zwischenberichte festgelegt. 

Besonders wichtig für die Prüfbarkeit des Verfahrensablau- 
fes ist es, die Verwaltung und Verwertung einzelner Vennö- 
gensgegenstände über die gesamte Verfahrensdauer hinweg 
verfolgen zu können. Daher sieht der Entwurf vor, dass die 
einzelnen Massegegenstände - beginnend mit dem Ver- 
zeichnis der Massegegenstände über die einzelnen Zwi- 
schenberichte hinweg bis hin zur Schlussrechnung - so mit 
Ordnungskennzeichen zu versehen sind, dass ihr Verbleib 
ohne weitere Schwierigkeiten nachvollzogen werden kann. 
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2. Strukturierung der Schlussrechnung 

Die Schlussrechnungen der Verwalter unterscheiden sich 
nach Inhalt und Aufbau erheblich. Dies erschwert die Arbeit 
der Gerichte. Bei den Gerichten bestehen andererseits sehr 
unterschiedliche Vorstellungen davon, was Inhalt der 
Schlussrechnungsprüfung ist, und wie intensiv die Prüfung 
ausfallen sollte. Dies kann auf der einen Seite zu einer nur 
oberflächlichen Prüfung und möglichen Amtshaftungsan- 
sprüchen fuhren oder auf der anderen Seite zu übertriebe- 
nem Arbeitsaufwand. Ebenso wie die sonstigen vom Ver- 
walter einzureichenden Unterlagen soll daher auch die 
Schlussrechnung in Aufbau und Gestaltung vereinheitlicht 
werden können. Hierdurch werden die Prüfungsabläufe ver- 
einfacht. Hinzu treten, wie bereits bei den Zwischenberich- 
ten, die Festlegung eines Mindestinhalts der Schlussrech- 
nung und von Regelanforderungen an die Prüfung auf Sei- 
ten des Gerichts. 

3. Vorbereitung des elektronischen Rechtsverkehrs 

Auf Grund einer Verordnungsermächtigung für die Länder 
kann der elektronische Rechtsverkehr eingeführt werden, 
sobald hierfür die technischen Voraussetzungen bestehen. 
Zugleich soll eine Online-Einsicht der übrigen Verfahrens- 
beteiligten in solche Dokumente ermöglicht werden, die 
dem Gericht in elektronischer Form zur Verfügung stehen 
und in die ohnehin ein Einsichtsrecht der Verfahrensbetei- 
ligten besteht. Die elektronische und weitgehend automati- 
sierte Abwicklung verbessert die Informationsmöglichkei- 
ten der Gläubiger und entlastet die Gerichte von Einsicht- 
nahme- und Übersendungsersuchen. Bei der Einrichtung 
des Systems wird nur darauf zu achten sein, dass ein Miss- 
brauch soweit wie möglich ausgeschlossen wird und nur die 
Verfahrensbeteiligten Zugriff auf die Dokumente aus ihrem 
Verfahren haben. 

4. Aufsicht des Insolvenzgerichts, Pflichten des 
Insolvenzverwalters 

a) Die Möglichkeiten des Gerichts, Aufsichtsmaßnah- 
men gegen Insolvenzverwalter zu ergreifen, sollen 
verbessert werden. 

Ist der Insolvenzverwalter wegen erheblicher Pflicht- 
verstöße oder wegen des Verdachts auf Unterschla- 
gungen von allen Verfahren entbunden worden, müs- 
sen die Unterlagen und Verfahrensakten möglichst 
umgehend von ihm herausgegeben werden, um die 
Verfahren weiterführen und eventuell Fehlverhalten 
aufklären zu können. Gerade in derartigen Situatio- 
nen sind die Vollstreckungsmöglichkeiten des § 58 
Abs. 2 InsO - Festsetzung von Zwangsgeld - jedoch 
völlig unzureichend. Die Vollstreckungsmöglichkei- 
ten sollen daher für diese Fälle durch eine Verwei- 
sung auf die Herausgabevollstreckung nach den Vor- 
schriften der Zivilprozessordnung verschärft wer- 
den. Diese ist weitaus effektiver als die Festsetzung 
von Zwangsgeld, da sie die unmittelbare Suche nach 
den herauszugebenden Gegenständen und die 
Zwangsräumung ermöglicht. 

Aus der gerichtlichen Praxis wird auch von Proble- 
men bei der Übertragung von Anderkonten-Guthaben 
auf den neu bestellten Verwalter berichtet. Einige 


Banken lassen die Vorlage des Bestellungsbeschlus- 
ses als Legitimation für eine Übertragung der Gutha- 
ben auf Konten des neuen Verwalters nicht ausrei- 
chen. Hier soll eine gerichtliche Anordnung der 
Übertragung Abhilfe schaffen. 

b) Es gibt keinen Mechanismus, durch den sicherge- 
stellt ist, dass das Insolvenzgericht von Zivil-, Straf- 
und Vollstreckungsverfahren gegen Insolvenzverwal- 
ter Kenntnis erhält. Dies wäre aber wünschenswert, 
um möglichst frühzeitig von Anhaltspunkten, die für 
einen Vermögensverfall oder für Straftaten gegen die 
Insolvenzmasse sprechen, Kenntnis zu erlangen und 
weitere Ermittlungen einleiten zu können. Der Ent- 
wurf schafft die datenschutzrechtlichen Grundlagen 
für eine entsprechende Ergänzung der Anordnungen 
über Mitteilungen in Zivil- und in Strafsachen (MiZi 
und MiStra). In Betracht kommt eine Mitteilungs- 
pflicht entsprechend der für andere rechtsberaten- 
de Berufe geltenden (Nr. 23 der MiStra bzw. 
Abschnitt XXIII. der MiZi). 

c) Weiter sieht der Entwurf die Einführung einer 
Pflichtversicherung vor. Gesetzliche Vorschriften zu 
einer Pflichtversicherung der Insolvenzverwalter gibt 
es bisher nicht - im Gegensatz zu anderen Berufen, 
in denen fremdes Vermögen betreut wird, etwa § 19a 
BNotO oder § 51 BRAO. 

5. Stärkung der Gläubigerbeteiligung 

In vielen umfangreichen Insolvenzverfahren ist eine man- 
gelnde Mitwirkungsbereitschaft betriebswirtschaftlich hoch 
qualifizierter Gläubiger im Gläubigerausschuss zu bekla- 
gen. Dies ist besonders bedauerlich vor dem Hintergrund 
der dem Gläubigerausschuss obliegenden Aufgaben der Ge- 
schäfts- und Rechnungsprüfung. Eine der Hauptursachen 
hierfür ist die - für diesen Personenkreis - relativ geringe 
Vergütung, die sich auf höchstens 95 Euro pro Stunde be- 
läuft. Die Bandbreite der festsetzungsfähigen Vergütung ist 
daher anzuheben. Zugleich soll es der Gläubigerversamm- 
lung ermöglicht werden, eine noch höhere Vergütung zu be- 
schließen, wenn sie dies im Hinblick auf die im Ausschuss 
zu erfüllenden Aufgaben oder zur Gewinnung bestimmter 
Personen für diese Aufgaben für erforderlich erachtet. 

Daneben ist die Transparenz der Verfahrensführung für die 
Gläubiger zu verbessern. So ist bei lang andauernden Ver- 
fahren in der Regel nach Ablauf von zwei Jahren ein Antrag 
auf Einberufung der Gläubigerversammlung unter erleich- 
terten Bedingungen möglich. Gleiches gilt für die Erläute- 
rung der Ursachen einer nachträglich angezeigten Masseun- 
zulänglichkeit. Hier gibt es bisher keinen Begründungs- 
zwang für den Insolvenzverwalter und damit auch keine 
Möglichkeit der Überprüfung, ob die Masseunzulänglich- 
keit tatsächlich vorliegt und ob sie gegebenenfalls auf Fehl- 
verhalten des Insolvenzverwalters beruht. 

Mittelfristig mit Einführung des elektronischen Rechts- 
verkehrs sollen die Gläubiger die Möglichkeit erhalten, sich 
jederzeit bei Gericht in „ihr Verfahren“ einloggen und die 
dort zur Verfügung gestellten Unterlagen ansehen zu kön- 
nen (vgl. oben 11. 3). Auch soll das Gericht die Möglichkeit 
erhalten, dort vom Verwalter gelieferte wesentliche Infor- 
mationen über den Verfahrensstand einstellen zu können. 
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etwa zur voraussichtlichen Verfahrensdauer oder zu der zu 
erwartenden Quote. Damit dürfte in vielen Fällen dem In- 
formationsbedürfnis der Gläubiger Rechnung getragen sein, 
ohne dass das Gericht mit der Beantwortung von Anfragen 
belastet wird. 

III. Auswirkung des Gesetzentwurfs auf die Ein- 
nahmen und Ausgaben der öffentliehen Haus- 
halte, Kosten für die Wirtsehaftsunternehmen 
und Auswirkungen auf das Preisniveau 

Mit Auswirkungen auf die Einnahmen und Ausgaben der 
öffentlichen Haushalte ist nicht zu rechnen. Insbesondere 
wird auch die Anhebung des Vergütungsrahmens für Mit- 
glieder des Gläubigerausschusses nicht zu einer messbaren 
Steigerung der Ausgaben führen. Denn dabei ist zu berück- 
sichtigen, dass die Vergütung in der Regel aus der Insolvenz- 
masse gezahlt wird und nur in Fällen der Masselosigkeit 
oder Masseunzulänglichkeit der Staatskasse zur Last fällt, 
ln diesen Fällen wird es sich jedoch in der Regel um eher 
einfach gelagerte Sachverhalte handeln, in denen entweder 
überhaupt kein Gläubigerausschuss bestellt wird oder die 
Vergütung am unteren Rand der Spanne anzusiedeln sein 
wird und damit den bereits nach jetziger Gesetzeslage an- 
fallenden Kosten entspricht. 

Auswirkungen auf die Einzelpreise und auf das Preisniveau, 
insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu 
erwarten. 


IV. Gesetzgebungskompetenz, Sonstiges 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus 
Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 GG (das bürgerliche Recht, das ge- 
richtliche Verfahren). 

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen 
Union vereinbar. 

Der Entwurf hat keine erkennbaren gleichstellungspoliti- 
schen Auswirkungen. Grundsätzlich sind Frauen und Män- 
ner von den Vorschriften des Entwurfs in gleicher Weise be- 
troffen. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel I (Änderung der Insolvenzordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 5 Abs. 4) 

§ 5 Abs. 4 kann aufgehoben werden, da die elektronische 
Verfahrens führung umfassend in einem neuen § 5a geregelt 
werden soll, vgl. hierzu Nummer 2. 

Zu Nummer 2 (§ 5a - neu) 

Der neu einzufügende § 5a enthält die zur Standardisierung 
sowie zur Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs 
notwendigen Verordnungsermächtigungen. Die nähere Fest- 
legung von Inhalt und Gliederung der Verzeichnisse, Tabel- 
len, Berichte und der Schlussrechnung sowie etwaiger An- 
lagen soll bundeseinheitlich erfolgen, um die in mehreren 
Ländern und bundesweit tätigen Verwalter nicht mit unter- 
schiedlichen Standards zu belasten. Die elektronische Ein- 


reichung und die weitere justizinteme Aktenführung, also 
insbesondere die weitere Behandlung und Speicherung der 
eingereichten Dokumente, muss dagegen jedes Land selbst 
vorgeben und an sein justizeigenes IT-System anpassen 
können. Die Absätze 1 und 2 enthalten dementsprechend 
unterschiedliche Verordnungsermächtigungen. 

Absatz 3 enthält die Möglichkeit, Dokumente den Verfah- 
rensbeteiligten mittels Online-Einsicht zugänglich zu ma- 
chen. Die Möglichkeit der Online-Einsicht verbessert die 
Informationsmöglichkeiten der Gläubiger und entlastet die 
Gerichte von Einsichtnahme- und Übersendungsersuchen. 
Die Einrichtung eines solchen Systems setzt voraus, dass 
ausreichende Vorkehrungen gegen einen Missbrauch getrof- 
fen werden. Insbesondere ist über ein Identifizierungsver- 
fahren sicherzustellen, dass nur die Verfahrensbeteiligten 
Zugriff auf die Dokumente aus ihrem Verfahren haben. 

Die Internet-Einsicht betrifft nicht die gesamte Verfahrens- 
akte, sondern ist beschränkt auf einzelne Dokumente, in die 
nach anderen besonderen Vorschriften ein Einsichtsrecht 
besteht. Dies sind insbesondere die bisher auf der Ge- 
schäftsstelle zur Einsichtnahme bereitzuhaltenden Unter- 
lagen, wie z. B. die in § 154 InsO benannten Verzeichnisse 
und Übersichten, die Insolvenztabelle nach § 175 Abs. 1 
InsO und eine Entscheidung über die Berichtigung eines 
Verzeichnisses nach § 194 Abs. 3 InsO. 

Absatz 3 Satz 2 ermöglicht es, eine „Kurzübersicht“ über 
den Verfahrens stand für die Beteiligten zur Verfügung zu 
stellen. In Betracht kommen namentlich die aus dem letzten 
Zwischenbericht des Verwalters ersichtlichen Daten über 
die voraussichtliche Verfahrensdauer und eine zu erwar- 
tende Quote. Mit diesen Möglichkeiten dürfte sich der über- 
wiegende Teil der Informationsinteressen der Verfahrensbe- 
teiligten abdecken lassen. 

Zu Nummer 3 (§ 21 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 - neu) 

In Insolvenzverfahren mit größeren Vermögensmassen sind 
häufig bereits im Eröffnungsverfahren Entscheidungen zu 
treffen, die für das weitere Verfahren von erheblicher Be- 
deutung sind. Vor allem die Weichen für eine erfolgreiche 
Untemehmensfortführung werden häufig in den ersten Wo- 
chen nach dem Insolvenzantrag und nicht erst nach Eröff- 
nung des Insolvenzverfahrens gestellt. In diesen Verfahren 
ist es sinnvoll, gleich zu Beginn auf die Kompetenz der 
Gläubiger zurückgreifen zu können. Diese kommen zum 
einen in der Regel aus demselben Wirtschaftszweig wie der 
Schuldner, haben insofern auch das erforderliche Wissen, zu 
einer erfolgreichen Sanierung beizutragen und haben auch 
ein erhebliches wirtschaftliches Interesse an einer erfolgrei- 
chen Sanierung des Schuldners. 

Die Einsetzung eines vorläufigen Gläubigerausschusses be- 
reits im Eröffnungsverfahren ist in der Insolvenzordnung 
aber bislang nicht geregelt und in der Praxis umstritten. Da- 
her sorgt eine Aufnahme in den Katalog möglicher Siche- 
rungsmaßnahmen für Klarheit. 

Hinsichtlich der Aufgaben, Beschlussfassung und Vergü- 
tung der Mitglieder wird auf die Vorschriften über den im 
eröffneten Verfahren eingesetzten Gläubigerausschuss ver- 
wiesen. 
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Zu Nummer 4 (§ 29 Abs. 1) 

Die Entscheidung über die Verfahrenseröffnung ist tech- 
nisch von der Terminsbestimmung zu trennen. Über die Er- 
öffnung des Insolvenzverfahrens entscheidet der Richter, 
während die nachfolgenden Termine vom Rechtspfleger 
wahrgenommen werden. Dieser sollte daher auch über die 
Tenninszeit entscheiden können. § 29 Abs. 1 InsO sieht je- 
doch eine einheitliche Entscheidung auch über die Termi- 
nierung im Eröffnungsbeschluss vor. Durch die geänderte 
Formulierung wird auch eine getrennte Entscheidung er- 
möglicht; eine gemeinsame Bestimmung in einem Be- 
schluss bleibt nach wie vor als alternative Verfahrensweise 
zulässig. 

Trotz der Trennung in technischer Hinsicht ist die aus Grün- 
den der Verfahrensbeschleunigung vorgeschriebene Gleich- 
zeitigkeit beider Beschlüsse aber beizubehalten. 

Die Neufassung kehrt damit zurück zu der flexibleren Ge- 
staltung unter Geltung der Konkursordnung, von der die In- 
solvenzordnung ohne erkennbaren Grund abweicht. 

Zu Nummer 5 (§ 30) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 4. 

Zu Nummer 6 (§ 58 Abs. la - neu -, 3) 

Zu Buchstabe a 

Die Anforderung von Zwischenberichten verursacht bei den 
Gerichten einen erheblichen Schriftverkehr. Der neue 
Absatz la legt daher eine Regelberichtsfrist von sechs Mo- 
naten fest, beginnend mit dem Berichtstermin gemäß § 29 
Abs. 1 Nr. 1 InsO. Eine turnusmäßige Berichtspflicht von 
sechs Monaten ist ohnehin vielfach in der Praxis üblich. Im 
Einzelfall kann das Gericht eine abweichende Bestimmung 
treffen. Dies kann etwa eine kürzere Frist zu Beginn eines 
umfangreichen Verfahrens, aber auch eine längere Frist bei 
einfach gelagerten Sachverhalten oder gegen Ende eines 
Verfahrens sein. 

Zu Buchstabe b 

Absatz 3 wird in den neu gefassten § 59 übernommen, der 
sich insgesamt mit der Entlassung eines Verwalters während 
eines laufenden Verfahrens und dessen Folgen befasst (vgl. 
unten zu Artikel 1 Nr. 8). Er kann daher an der bisherigen 
Stelle entfallen. Stattdessen wird neu eine datenschutzrecht- 
lich erforderliche gesetzliche Grundlage für eine Erweite- 
rung der Mitteilungspflichten nach MiZi und MiStra ein- 
geführt. Die Regelung entspricht im Wesentlichen der Paral- 
lelvorschrift des § 36a Abs. 3 BRAO. Welche Mitteilungen 
im Einzelnen den in § 58 Abs. 3 InsO normierten Vorausset- 
zungen entsprechen, wird - ebenso wie bei den übrigen Be- 
rufsgruppen - erst in den einschlägigen Verwaltungsvor- 
schriften konkretisiert. 

Eine Schwierigkeit besteht allerdings darin, dass „der Insol- 
venzverwalter“ nicht immer als solcher erkermbar ist. Ent- 
sprechende Mitteilungspflichten bestehen zwar hinsichtlich 
der Verfahren gegen Rechtsanwälte und Steuerberater; diese 
werden der zuständigen Kammer mitgeteilt. Es wird jedoch 
nicht überprüft, ob der Rechtsanwalt oder Steuerberater 
schwerpunktmäßig als Insolvenzverwalter tätig ist. Da viele 
Insolvenzverwalter zudem überregional tätig sind, müssten. 


um eine lückenlose Information sicherzustellen, gegebe- 
nenfalls alle Insolvenzgerichte in Deutschland unterrichtet 
werden. Der entsprechende Verwaltungsaufwand für eine 
solche möglichst vollständige Mitteilungspflicht erscheint 
gegenüber dem daraus zu erzielenden Nutzen aber unver- 
hältnismäßig. Daher ist nur eine Mitteilungspflicht bei als 
solchen erkennbaren Insolvenzverwaltem an das jeweilige 
örtliche Insolvenzgericht vorgesehen, auch wenn hierdurch 
aus den oben genaimten Gründen nur eine lückenhafte In- 
formation erreicht werden kann. Es kann aber jedenfalls im 
Regelfall davon ausgegangen werden, dass am Kanzleisitz 
auch der Schwerpunkt der Tätigkeit liegt. Unterhält der Ver- 
walter an mehreren Orten Büros oder Niederlassungen, so 
sind alle zuständigen Insolvenzgerichte zu benachrichtigen. 

Zu Nummer 7 (§ 58a - neu) 

Der neu einzufügende § 58a InsO-E befasst sich mit dem 
Inhalt der nach § 58 vorzulegenden Zwischenberichte. Er 
enthält dabei lediglich Mindeststandards. Sollten aus Anlass 
des konkreten Verfahrens weitere Darlegungen erforderlich 
sein, ist daher eine entsprechende Anforderung durch das 
Gericht nicht ausgeschlossen. 

Absatz 1 legt in Grundzügen den Mindestinhalt der Zwi- 
schenberichte fest. Das fortgeschriebene Verzeichnis der 
Massegegenstände und die fortgeschriebene Vermögens- 
übersicht nehmen Bezug auf die §§ 151 und 153 InsO. Die 
bei Aufstellung dieser Unterlagen verwendeten Ordnungs- 
kermzeichen sind in den Zwischenberichten in gleicher 
Weise zu benutzen, so dass der Verbleib der Gegenstände 
und ihre ordnungsgemäße Verwertung ausgehend vom Ver- 
zeichnis der Massegegenstände und vom Vermögensver- 
zeichnis über alle Zwischenberichte bis zur Schlussrech- 
nung leicht nachvollzogen werden kann. 

Diesem Erfordernis kann bei einer Betriebsfortführung mit 
stets wechselndem Bestand der Masse jedoch nicht Rech- 
nung getragen werden. Soweit und solange das schuldneri- 
sche Unternehmen fortgeführt wird, ist daher stattdessen die 
Mitteilung des vorläufigen Ergebnisses der Betriebsfortfuh- 
rung vorgesehen. 

Eine Zwischenabrechnung wird nicht gefordert. Jedoch ist 
eine Übersicht über die Einnahmen und Ausgaben - zu- 
nächst ohne Belege - vorzulegen. Hierdurch wird erreicht, 
dass die entsprechenden Positionen in den Verwalterbüros 
zeitnah gebucht werden müssen. Dies dient der Vorbeugung 
gegen mögliche Manipulationen. Es wird erschwert - wie 
in der Vergangenheit vorgekommen -, im Sinne eines 
Schneeballsystems Einnahmen aus späteren Verfahren zur 
Deckung von unzulässigen Entnahmen in früheren Verfah- 
ren „umzubuchen“. 

Diese Unterlagen und Angaben sollten in der Regel ausrei- 
chen, dem Gericht einen Überblick über den Sachstand zu 
verschaffen und eine überschlägige Prüfung der Verwaltung 
zu ermöglichen. Weitere Erläuterungen sind daher nach 
Absatz 2 Satz 1 nur hinzuzufügen, soweit sie zum Verständ- 
nis erforderlich sind. 

Als Mindestanforderung an den Nachweis der Richtigkeit 
des Zwischenberichtes ist ein Nachweis über die aktuellen 
Kontenstände vorgesehen. Hier wird im Allgemeinen ein 
aktueller Kontoauszug ausreichen. Dem Gericht bleibt je- 
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doch nach Absatz 2 Satz 2 Vorbehalten, im Einzelfall wei- 
tere Nachweise zur Überprüfung der Angaben zu fordern. 

Zu Nummer 8 (§ 59 Abs. la - neu - bis Ic - neu 2) 

ln § 59 werden nun alle Vorschriften zu einem Verwalter- 
wechsel und dessen Folgen zusammengefasst, konkretisiert 
und um gegebenenfalls notwendige Zwangsmaßnahmen er- 
weitert. 

Absatz la definiert die elementaren Pflichten zur geordne- 
ten Übergabe der Verfahren an den neu bestellten Verwalter 
und übernimmt den Regelungsgehalt des bisherigen § 58 
Abs. 3 InsO. 

Absatz Ib verschärft die Vollstreckungsmöglichkeiten ge- 
gen einen Verwalter, dessen Amt beendet ist, sofern er ohne 
ausreichenden Grund Unterlagen oder Massegegenstände 
zurückbehält. Durch die Verweisung auf die Herausgabe- 
vollstreckung nach der Zivilprozessordnung wird die ge- 
zielte Suche nach den herauszugebenden Gegenständen un- 
mittelbar vor Ort ermöglicht. Dies ist dann besonders wich- 
tig, wenn der bisherige Verwalter wegen finanzieller Unre- 
gelmäßigkeiten entlassen wurde und sich nun dem Zugriff 
des Insolvenzgerichts entzieht. Als Grundlage für eine der- 
artige, in geschützte Rechtspositionen des Vollstreckungs- 
schuldners eingreifende Vollstreckung ist allerdings ein aus- 
drücklicher gerichtlicher Beschluss zu fordern, in dem die 
herauszugebenden Gegenstände bezeichnet sind. 

Absatz Ic enthält die Möglichkeit, durch gerichtlichen Be- 
schluss die Guthaben von Anderkonten auf den neuen Ver- 
walter zu übertragen. Die bloße Vorlage des Entlassungs- 
und Neubestellungsbeschlusses reicht nicht immer aus, um 
bei den Kreditinstituten die Auskehlung der Guthaben an 
den neuen Verwalter zu erreichen, was in der Praxis immer 
wieder zu Schwierigkeiten führt. Der neue Verwalter ist auf 
eine zügige Übertragung der Guthaben angewiesen, um die 
Liquidität des schuldnerischen Unternehmens erhalten zu 
können. Es soll daher eine besondere gesetzliche Grundlage 
für eine entsprechende Anordnung des Gerichts geschaffen 
werden. 

Der Beschluss ist in seiner Ausgestaltung an den Pfän- 
dungs- und Überweisungsbeschluss des Vollstreckungs- 
rechts der Zivilprozessordnung angelehnt. Absatz Ic Satz 1 
enthält auch die Möglichkeit, eine nur teilweise Über- 
tragung anzuordnen, damit noch ausstehenden Vergütungs- 
ansprüchen des entlassenen Verwalters Rechnung getragen 
werden kaim. Satz 2 beschränkt die Einziehung auf ein vom 
neuen Verwalter angelegtes Anderkonto, so dass auch bei 
einem Verwalterwechsel dem Gedanken des § 149a InsO-E 
(vgl. Artikel 1 Nr. 13) Rechnung getragen wird. 

Absatz 2 enthält die notwendige Anpassung der Beschwer- 
demöglichkeiten an die Änderungen der vorhergehenden 
Absätze. 

Zu Nummer 9 (§ 60a - neu) 

Die Vorschrift lehnt sich an die Parallelvorschrift des § 5 1 
BRAO an. Die Haftpflichtversicherung ist solange zu unter- 
halten, wie dem Verwalter mindestens ein Insolvenzverfah- 
ren zugewiesen ist. 

Die Höhe der Mindestversicherungssumme liegt bei 1,5 
Mio. Euro. Dieser Betrag erscheint bei der Übernahme auch 


von Regelinsolvenzverfahren angemessen, aber auch aus- 
reichend, um die üblichen Risiken aus der Verwaltertätig- 
keit abzudecken. Ähnliche Mindestversicherungssummen 
werden vielfach auch von den Gerichten in den von ihnen 
entworfenen Bewerbungsbögen zur Insolvenzverwalteraus- 
wahl gefordert. Macht ein Insolvenzverwalter von der in 
§ 56 Abs. 1 Satz 2 InsO eröffneten Möglichkeit Gebrauch, 
seine Tätigkeit auf Verbraucherinsolvenzverfahren zu be- 
schränken, so wird im Hinblick auf das geringere Schaden- 
risiko auch eine Versicherungssumme von 500 000 Euro als 
ausreichend angesehen. 

Wie bereits zur Änderung des § 58 Abs. 3 in Nummer 6 
Buchstabe b ausgeführt, ist im Zweifel anzunehmen, dass an 
den Orten, an denen der Verwalter ein Büro unterhält, auch 
der Schwerpunkt seiner beruflichen Tätigkeit liegt. Daher 
sollen die für diese Orte zuständigen Insolvenzgerichte über 
eine Beendigung oder Kündigung des Versicherungs- 
vertrages unterrichtet werden. Dies ermöglicht es dem In- 
solvenzgericht, die von ihm als geboten angesehenen Kon- 
sequenzen zu ziehen, also etwa den Verwalter von seiner 
Vorauswahlliste zu streichen. 

Über die Verweisung in § 21 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 InsO gilt 
die Versicherungspfiicht auch bereits für vorläufige Insol- 
venzverwalter. 

Zu Nummer 10 (§ 66) 

Zu Buchstabe a 

In Absatz 1 wird in Grundzügen der Mindestinhalt der 
Schlussrechnung festgelegt. Teil der Gesamtrechnung ist 
jedenfalls ein abschließender Bericht nebst den Unterlagen, 
die auch einem Zwischenbericht nach § 58a InsO-E bei- 
zufügen sind, sowie die eigentliche Schlussrechnung. 
Ebenso wie in § 58a InsO-E wird unterschieden zwischen 
Verfahren, in denen eine Liquidation des schuldnerischen 
Unternehmens erfolgt und solchen, in denen das Unter- 
nehmen fortgeführt wird. 

Zu Buchstabe b 

Absatz 2 enthält die Mindestprüfiingsaufgaben des Ge- 
richts. Für die Überprüfung der inhaltlichen Richtigkeit der 
Angaben in der Schlussrechnung ist die Durchführung einer 
angemessenen Anzahl von Stichproben notwendig, aber 
auch ausreichend. Daneben wird klargestellt, dass nur die 
Rechtmäßigkeit, nicht aber eine Überprüfung des Verwal- 
terhandelns auf seine wirtschaftliche Zweckmäßigkeit Auf- 
gabe des Gerichts ist. 

Zu Buchstabe c 

Die Vorschrift enthält die notwendige Folgeänderung. 

Zu Nummer 11 (§ 73 Abs. 3 - neu) 

Die Änderung enthält die Befugnis der Gläubigerversamm- 
lung, eine über den Rahmen der Insolvenzrechtlichen Ver- 
gütungsverordnung hinausgehende Vergütung oder eine ab- 
weichende Berechnungsart der Vergütung für Mitglieder 
des Gläubigerausschusses zu beschließen. Sie hat damit 
freie Hand, die von ihr gewünschten Personen durch ent- 
sprechende Bezahlung für eine Mitarbeit im Gläubigeraus- 
schuss zu gewinnen. Dabei darf aber die Staatskasse nicht 
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durch die prinzipiell unbeschränkte Beschlussmöglichkeit 
der Gläubiger belastet werden. Daher schließt Satz 2 eine 
Festsetzung von Vergütungsanteilen, die über den gesetzlich 
vorgesehenen Rahmen hinausgehen, zu Lasten der Staats- 
kasse aus. Um einen Missbrauch der Gestaltungsfreiheit zu 
Lasten anderer Insolvenzgläubiger auszuschließen, ist die 
Befugnis zur Überschreitung des Vergütungsrahmens auf 
solche Fälle beschränkt, in denen sie im Gesaiutinteresse 
aller Gläubiger liegt. 

Zu Nummer 12 (§ 75 Abs. 1 Satz 2 - neu) 

Zur Verfahrensbeschleunigung und besseren Information 
der Gläubiger über den Verfahrensstand und das weitere ge- 
plante Vorgehen sollen die Möglichkeiten, die Einberufung 
einer Gläubigerversammlung zu verlangen, erweitert wer- 
den. Jeweils nach Ablauf von zwei Jahren seit dem letzten 
Termin werden daher die Schwellenwerte für das Einberu- 
fungsverlangen herabgesetzt. 

Zu Nummer 13 (§ 149a - neu) 

Absatz 1 normiert die Pflicht zur Führung eines Kontos in 
jedem Verfahren, sobald Insolvenzmasse zu verwalten ist. 
Zugleich wird klargestellt, dass sogenannte Poolkonten un- 
zulässig sind. Beides dient der Herstellung transparenter 
und nachvollziehbarer Zahlungsflüsse. 

Um eine Kontrolle weiter zu erleichtern, hat der Insolvenz- 
verwalter eine Liste über die von ihm geführten Ander- 
konten zu erstellen. 

Absatz 3 sieht vor, dass grundsätzlich keine Bargeld- 
geschäfte vorgenommen werden sollen. Auch dies dient der 
Herstellung transparenter und kontrollierbarer Zahlungs- 
flüsse. Es lässt sich allerdings die Notwendigkeit zur Vor- 
nahme von Bargeldgeschäften nicht in allen Verfahren aus- 
schließen. Zu denken ist hier etwa an die Fortführung von 
Betrieben, in denen typischerweise Bargeldgeschäfte vor- 
genommen werden, wie etwa den Einzelhandel. Die Vor- 
schrift ist daher von vornherein auf atypische Bargeldge- 
schäfte beschränkt. Zusätzlich ist sie als Sollvorschrift aus- 
gestaltet. Denn auch in atypischen Fällen lässt sich die Not- 
wendigkeit von Bargeldgeschäften nicht ganz ausschließen. 
Zu denken ist etwa an den Fall, dass ein Masseschuldner 
seine Forderung im Büro des Insolvenzverwalters mit Bar- 
geld begleicht. In diesen Fällen sind aber die Bargeld- 
geschäfte im nächsten Bericht offenzulegen. 

Zu Nummer 14 (§ 151 Abs. 1 Satz 3 - neu) 

Die Änderung setzt die Vorgaben zum Mindestinhalt von 
Verzeichnissen und zur Nachvollziehbarkeit des Verbleibs 
einzelner Massegegenstände für das Verzeichnis der Masse- 
gegenstände um. 

Zu Nummer 15 (§ 153 Abs. 1 Satz 3 - neu -, 4 - neu) 

Die Änderung setzt die Vorgaben zum Mindestinhalt von 
Verzeichnissen und zur Nachvollziehbarkeit des Verbleibs 
einzelner Massegegenstände für das Vermögensverzeichnis 
um. 


Zu Nummer 16 (§ 208 Abs. 1 Satz la - neu -, 

Abs. 4 - neu) 

Zu Buchstabe a 

Bei Anzeige einer Masseunzulänglichkeit durch den Ver- 
walter besteht für die Gläubiger keine Möglichkeit einer 
Überprüfung, ob diese tatsächlich vorliegt, und auf welchen 
Ursachen sie beruht. Schon die weitere Beteiligung der In- 
solvenzgläubiger im Verfahren nach Anzeige einer Mas- 
seunzulänglichkeit ist in der Praxis streitig. Die Insolvenz- 
gläubiger haben jedoch ein berechtigtes Interesse an den Ur- 
sachen und einer weiteren Beteiligung am Verfahren, da sie 
entgegen der ursprünglichen Einschätzung des Verwalters 
tatsächlich nicht mehr mit der Ausschüttung einer Quote auf 
ihre Forderung rechnen können. Der Entwurf sieht daher 
eine Begründungspflicht des Insolvenzverwalters über Hin- 
tergründe und Ursachen der Masseunzulänglichkeit vor. 

Zu Buchstabe b 

Wegen des großen Aufwandes und der oftmals geringen 
Teilnehmerzahl erscheint es zwar nicht geboten, stets einen 
gesonderten Termin allein zur Gläubigerinformation über 
die Hintergründe der Masseunzulänglichkeit anzusetzen. 
Findet jedoch aus anderen Gründen ohnehin noch ein Ter- 
min statt, so sollte dieser auch dazu genutzt werden, die 
Gläubigerversammlung über die Hintergründe der Masse- 
unzulänglichkeit zu informieren. Er erhält in diesem Fall 
einen zusätzlichen Tagesordnungspunkt. 

Zu Artikel 2 (Änderung der Insolvenzrechtlichen 
Vergütungsverordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 4 Abs. 3) 

Zusätzlich zur Grundhaftpflichtversicherung ist es weithin 
üblich, dass bei Verfahren mit hohem zu verwaltendem Ver- 
mögen eine gesonderte, verfahrensbezogene Haftpflichtver- 
sicherung mit höherer Deckungssumme abgeschlossen 
wird. Die dafür verauslagten Beträge können eine beträcht- 
liche Höhe erreichen, die durch die Auslagenpauschale des 
§ 8 Abs. 3 InsVV nicht abgedeckt wird. Der Verwalter steht 
daher vor der Wahl, entweder diese Kosten zu einem erheb- 
lichen Anteil selbst zu tragen, oder von einer Pauschal- 
abrechnung Abstand zu nehmen. Letzteres führt sowohl 
beim Verwalter als auch bei Gericht und den übrigen am 
Festsetzungsverfahren Beteiligten zu Mehraufwand. Da der 
Abschluss der Versicherung auch dem Interesse und dem 
Schutz der Masse dient, sollte der Verwalter diese Kosten 
auch neben dem Pauschsatz des § 8 Abs. 3 InsVV geltend 
machen können. 

Zu Nummer 2 (§17 Satz 1) 

Die Änderung sieht eine Anhebung des Vergütungsrahiuens 
vor, um mehr und besser qualifizierte Personen für eine Mit- 
arbeit im Gläubigerausschuss gewinnen zu können. Eine 
Verdoppelung der Obergrenze erscheint dabei angemessen. 
Zusätzlich können die Gläubiger eine noch höhere Ver- 
gütung beschließen, vgl. hierzu Artikel 1 Nr. 1 1 . 

Zu Nummer 3 (§ 1 8 Abs. 1 Satz 2 - neu -, 3 - neu) 

Die Änderung übernimmt das bewährte und arbeitssparende 
Prinzip der Pauschsätze zur Abgeltung von Auslagen auch 
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für die Mitglieder des Gläubigerausschusses. Im Hinblick 
auf den geringeren Umfang der Tätigkeit sind die Höchst- 
sätze gegenüber § 8 Abs. 3 InsVV niedriger angesetzt. 

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. Das Inkrafttreten der 
Verordnungsermächtigungen soll vorgezogen werden, damit 
ein ausreichend langer Vorlauf besteht, innerhalb dessen die 
Verordnungen erlassen werden können. 
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Anlage 2 

Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Bundesregierung nimmt zum Gesetzentwurf des Bun- 
desrates wie folgt Stellung: 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 (Zu Artikel 1 Nr. 1 [§ 5 Abs. 4 InsO]) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu Nummer 2 (Zu Artikel 1 Nr. 2 [§ 5a - neu - InsO]) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundes- 
rates zu. Es wird jedoch zu bedenken gegeben, dass die Ein- 
richtung und Umstellung der maschinellen Bearbeitung von 
Unterlagen einen erheblichen Aufwand bei den Justiz- 
verwaltungen verursachen könnte. Im Übrigen sollte sicher- 
gestellt sein, dass in der Rechtsverordnung die Daten- 
formate und die sonstigen Inhalte soweit als möglich die 
Vorgaben des DeutschlandOnline-Projekts „Standardisie- 
rung“ übernehmen bzw. eigene Ergebnisse in dieses Vor- 
haben aktiv eingebracht werden. 

Die Bundesregierung regt an, in Absatz 3 einen Schlusssatz 
einzufügen, in dem die Sicherstellung der Datensicherheit 
und des Datenschutzes mittels angemessener Verfahren 
nach Stand der Technik gefordert wird. Dies gilt auch für 
die zweifelsfreie Feststellung der Identität und Berechti- 
gung des Abrufenden. 

Zu Nummer 3 (Zu Artikel 1 Nr. 3 [§ 21 Abs. 2 Satz 1 
InsO]) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates im Grundsatz zu. Die Einsetzung eines vor- 
läufigen Gläubigerausschusses wurde bereits vereinzelt von 
Insolvenzgerichten praktiziert. Eine frühzeitige Gläubiger- 
beteiligung kann insbesondere für die Sanierung von Unter- 
nehmen vorteilhaft sein. Der vorläufige Gläubigerausschuss 
könnte als flexibles Organ bei der Auswahl des vorläufigen 
Insolvenzverwalters mitwirken und ihn bei wichtigen wirt- 
schaftlichen Entscheidungen unterstützen. 

Eine Regelung sollte jedoch aus Sicht der Bundesregierung 
nicht nur den Aufgabenkreis des vorläufigen Gläubigeraus- 
schusses näher umreißen, sondern auch die Besonderheiten 
des Vorverfahrens berücksichtigen; ein bloßer Verweis auf 
die §§69 bis 73 der Insolvenzordnung (InsO) erscheint 
insoweit nicht ausreichend. Für die Bildung des vorläufigen 
Gläubigerausschusses dürfte es im Gegensatz zum eröff- 
neten Verfahren genügen, dass wenige größere Gläubiger 
bekannt sind; da die Gläubigereigenschaft für die Mit- 
wirkung in diesem Organ - ebenso wie bei dem endgültigen 
Gläubigerausschuss - nicht erforderlich ist, kann über seine 
Einberufung rasch und ohne großen Ermittlungsaufwand 
entschieden werden. Um dem Gericht erste Anhaltspunkte 
für eine mögliche Zusammensetzung des vorläufigen Gläu- 
bigerausschusses zu geben, könnte dem Schuldner aufgege- 


ben werden, seine größten Gläubiger zu benennen. Kommt 
der Schuldner dem nicht nach, so könnte der vorläufige In- 
solvenzverwalter Ermittlungen anstellen, um bereits nach 
wenigen Tagen die Bestellung des vorläufigen Gläubiger- 
ausschusses zu ermöglichen. 

Zu Nummer 4 (Zu Artikel 1 Nr. 4 [§ 29 Abs. 1 InsO]) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates nicht zu. Nach der derzeit geltenden Rechts- 
lage werden im Eröffnungsbeschluss auch der Berichts- 
termin und der Prüfungstermin festgesetzt. Die nach § 18 
Abs. 1 des Rechtspflegergesetzes (RpflG) mit der Eröff- 
nung des Insolvenzverfahrens auf den Rechtspfleger über- 
gehende Zuständigkeit zwingt nicht zu der vorgeschlagenen 
Aufspaltung des Eröffnungsbeschlusses. Seit die Übertra- 
gung von Aufgaben auf den Rechtspfieger eingeführt 
wurde, ist es problemlos möglich und weithin üblich, dass 
sich Richter und Rechtspfleger vor Eröffnung des Verfah- 
rens informell über die in den Eröffnungsbeschluss aufzu- 
nehmenden Termine für die Gläubigerversammlungen ab- 
stimmen. Es ist nicht ersichtlich, dass sich daran etwas ge- 
ändert hätte. Die Aufspaltung der Eröffnungsentscheidung 
führt zudem zu einer Verdoppelung des Aufwandes und der 
Kosten bei der Zustellung und damit zu einer kostenträchti- 
gen Mehrbelastung der Insolvenzgerichte. 

Zu Nummer 5 (Zu Artikel 1 Nr. 5 [§ 30 InsO]) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates nicht zu. Zur Begründung wird auf die Aus- 
führungen zu Nummer 4 (§ 29 Abs. 1 InsO) verwiesen. 

Zu Nummer 6 (Zu Artikel 1 Nr. 6 [§ 58 InsO]) 

Zu Buehstabe a (§ 58 Abs. la - neu - InsO) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu Buchstabe b (§ 58 Abs. 3 - neu - InsO) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates nicht zu. Die vorgeschlagene Regelung er- 
scheint unverhältnismäßig, weil sie nicht nach Art und 
Zweck der zu übermittelnden Informationen differenziert. 
Da eine unrichtige Mitteilung zu einer Existenzvemichtung 
des Verwalters führen karm, dürften allenfalls rechtskräftige 
Verurteilungen wegen Vermögensdelikten von einigem Ge- 
wicht mitgeteilt werden. Zieht man als Parallele die Mit- 
teilung nach § 36a Abs. 3 der Bundesrechtsanwaltsordnung 
(BRAO) heran, so wird dort die für die Zulassung zustän- 
dige Stelle und nicht etwa der Auftraggeber informiert. Der 
Zweck der Mitteilung wird auch im Hinblick auf ihren 
Adressaten - das Insolvenzgericht am Sitz der Kanzlei des 
Insolvenzverwalters - nicht erfüllt, weil viele Insolvenz- 
verwalter überregional oder nicht an dem Insolvenzgericht 
tätig sind, an dem sich auch ein Kanzleisitz befindet. Im Üb- 
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rigen sollten angemessene Maßnahmen zum Datenschutz 
und Datensicherheit getroffen werden. 

Zu Nummer 7 (Zu Artikel 1 Nr. 7 [§ 58a - neu - InsO]) 

Auch die Bundesregierung hält eine Standardisierung der 
Zwischenberichte für sinnvoll. Allerdings muss im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens geprüft werden, ob 
ihre Verknüpfung mit den fortgeschriebenen Verzeichnissen 
nach den §§ 151, 153 InsO tatsächlich erforderlich ist. Die 
Änderungsvorschläge zu den §§ 151, 153 InsO sehen die 
weitgehende Berücksichtigung von Umlaufvennögen vor. 
Abgesehen davon, dass auch hiergegen Bedenken bestehen 
(siehe die Stellungnahme zu Artikel 1 Nr. 14 [§ 151 Abs. 1 
InsO] und zu Artikel 1 Nr. 15 [§ 153 Abs. 1 InsO]), geht die 
taggenaue Mitteilung des Vermögensbestandes sowie der 
Kontenbestände weit über die Funktion eines Zwischen- 
berichts hinaus; dieser soll die Insolvenzgläubiger lediglich 
in groben Zügen über den Fortgang des Verfahrens infor- 
mieren und ist nicht dafür geeignet, ihnen Einzelheiten über 
den Vermögensbestand und den Bestand der Konten mit- 
zuteilen. Den Insolvenzgerichten würde durch die Über- 
prüfung eines fortgeschriebenen Verzeichnisses aller Masse- 
gegenstände ein kaum zu bewältigender Prüfungsaufwand 
abverlangt, und die Insolvenzverwalter hätten zeitaufwän- 
dige Verzeichnisse zu fertigen, die letztlich ihren eigent- 
lichen Zweck nicht erreichen könnten. Zudem würden die 
Geschäftsstellen der Insolvenzgerichte durch das Kopieren 
der umfangreichen, auf Anfragen der Insolvenzgläubiger 
vollständig zu versendenden Berichte und Verzeichnisse 
über Gebühr belastet. Diese Verzeichnisse können ohnehin 
gemäß § 154 InsO zum gegebenen Zeitpunkt auf der Ge- 
schäftsstelle des Insolvenzgerichts eingesehen werden; ihre 
frühere Offenlegung hat auch deshalb zu unterbleiben, weil 
sie zu großen Einblick in die wirtschaftlichen Gegebenhei- 
ten des Unternehmens zulassen und damit unter Umständen 
eine Fortführung gefährden würden. 

Zu Nummer 8 (Zu Artikel 1 Nr. 8 [§ 59 InsO]) 

Zu Buchstabe a (§ 59 Abs. la bis Ic - neu - InsO) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu Buchstabe b (§ 59 Abs. 2 InsO) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu Nummer 9 (Zu Artikel 1 Nr. 9 [§ 60a - neu - InsO]) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates im Grundsatz zu, obwohl in der Praxis der Ab- 
schluss einer ausreichenden Haftpflichtversicherung weit- 
gehend üblich ist. Nicht notwendig erscheinen allerdings 
die sehr detaillierten Regelungen zum Inhalt des Versiche- 
rungsvertrags, die zudem einer rechtstormlichen Überprü- 
fung bedürfen. Nach Auffassung der Bundesregierung sollte 
eine zu treffende Regelung über die Mindestanforderungen 
für eine Haftpflichtversicherung nicht hinausgehen; die 
Haftungsnorm des § 60 InsO wird im Übrigen dafür sorgen, 
dass von den Insolvenzverwaltem ausreichende Versiche- 
rungen abgeschlossen werden. 


Darüber hinaus wird angemerkt, dass der Abschluss einer 
Haftpflichtversicherung dem Ziel des Gesetzes - Vermö- 
gensschäden der Gläubiger durch vorsätzliche Vermögens- 
verschiebungen zu verhindern - nicht gerecht wird, weil 
diese bei vorsätzlicher Herbeiführung des Versicherungs- 
falles nicht eintritt. Dies könnte lediglich durch den Ab- 
schluss einer Vertrauensschadensversicherung durch eine 
zentrale Stelle erreicht werden. Ein derartiges Modell hat 
sich bereits im Bereich der Notarhaftung bewährt. 

Zu Nummer 10 (Zu Artikel 1 Nr. 10 [§ 66 InsO]) 

Zu Buchstabe a (§ 66 Abs. 1 InsO) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag im Grundsatz 
zu. Allerdings wird im weiteren Verlauf des Gesetzgebungs- 
verfahrens zu prüfen sein, ob das fortgeschriebene Ver- 
zeichnis der Massegegenstände auf das Anlagevermögen 
beschränkt werden kann. 

Zu den Buchstaben b und c (§ 66 Abs. 2 Satz 2 bis 4, 

Abs. 3 Satz 2 InsO) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates grundsätzlich zu. Die vorgeschlagene Rege- 
lung stellt klar, dass die fonnelle Prüfung der Schlussrech- 
nung auch die Verwaltung, Verwertung und Verwendung 
der Insolvenzmasse umfasst und berücksichtigt insoweit die 
Beschlussfassung der „Uhlenbruck-Kommission“. Im Übri- 
gen ist die Bestimmung jedoch nicht geeignet, zur Lösung 
der Frage beizutragen, ob auch eine materielle Prüfung der 
Schlussrechnung vorzunehmen ist und welche Kriterien das 
Insolvenzgericht bei der Auswahl der zu prüfenden Schluss- 
rechnungen zu beachten hat. 

Zu Nummer 11 (Zu Artikel 1 Nr. 11 [§ 73 Abs. 3 - neu - 
InsO]) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates im Grundsatz zu. Allerdings sollte Satz 2 ge- 
strichen werden, da er den Schluss erlaubt, bei einer Ver- 
gütung entsprechend der InsVV habe die Staatskasse unter 
bestimmten Umständen einzutreten. Dies ist jedoch nicht 
der Fall. 

Zu Nummer 12 (Zu Artikel 1 Nr. 12 [§ 75 Abs. 1 InsO]) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates im Grundsatz zu. Aus der Praxis ist bekannt, 
dass die Teilnahme an Gläubigerversammlungen in der 
Regel gering ist. Ihre erleichterte Einberufung würde die 
Gläubigerautonomie allgemein stärken; jedoch sollte die 
zeitliche Komponente für eine Herabsetzung des Quorums 
auf mindestens drei Jahre verlängert werden. 

Zu Nummer 13 (Zu Artikel 1 Nr. 13 [§ 149a -neu - 
InsO]) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates teilweise zu. 

Die in Absatz 1 enthaltene Verpflichtung der Insolvenz- 
verwalter zur Führung von Anderkonten ist im Grundsatz 
zu begrüßen; jedoch sollte hinsichtlich der Verpflichtung 
nach der Größenordnung von Insolvenzverfahren differen- 
ziert werden. In der Praxis werden Sammelkonten vor allem 


Drucksache 16/7251 


- 18- 


Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


bei Kleinverfahren geführt, in denen nur sehr geringe Kon- 
tenbewegungen stattfinden, ln diesen Fällen sind die Kosten 
für die Führung von Anderkonten unverhältnismäßig hoch, 
so dass eine Ausnahme vorgesehen werden sollte. 

Die Führung einer Anderkontenliste ist, wie der Vergleich 
mit den ebenfalls zur Führung von Anderkonten verpflichte- 
ten Notaren zeigt, für die Insolvenzverwalter durch eine ent- 
sprechende Gestaltung der Software ohne großen Mehr- 
aufwand darstellbar. 

Nicht zielführend erscheint allerdings Absatz 3: Bar- 
geschäfte stellen in bestimmten Branchen die hauptsäch- 
liche Tätigkeit des Insolvenzverwalters dar. Durch die vor- 
gesehenen Berichtspflichten entsteht eine übermäßige Be- 
lastung für die Insolvenzverwalter, die zudem kosteninten- 
siv ist und die Fortführung des Geschäftsbetriebs in Frage 
stellen karm. 

Zu Nummer 14 (Zu Artikel 1 Nr. 14 [§ 151 Abs. 1 InsO]) 

Die Bundesregierung stimmt dem Anliegen des Bundesrates 
zu, den Verbleib einzelner Massegegenstände kontrollieren 
zu können. Allerdings erscheint die Vorschrift insbesondere 
bei einem laufenden Geschäftsbetrieb unpraktikabel, weil 
nach ihrer derzeitigen Fassung auch das jeweilige Umlauf- 
vermögen taggenau erfasst werden müsste. Bei hohen La- 
gerbeständen und einem großen Warenumschlag geht eine 
derartige Aufzeichnung weit über die bislang nach Handels- 
oder Insolvenzrecht notwendige Inventarisierung hinaus. 
Die Aufzeichnung wird in den genannten Fällen einen ho- 
hen Personaleinsatz erfordern und die Kosten für die Be- 
triebsfortführung steigen lassen. Hierdurch dürfte die Fort- 
führung von Unternehmen wesentlich erschwert oder gar 
verhindert werden. Insofern sollte geprüft werden, ob ledig- 
lich Vermögensgegenstände ab einer gewissen Größenord- 
nung aufgezeichnet werden sollen. Eine derartige Aufzeich- 
nung sollte aus den dargelegten Gründen zudem nur das An- 
lagevermögen umfassen, nicht aber das Umlaufvermögen. 

Zu Nummer 15 (Zu Artikel 1 Nr. 15 [§ 153 Abs. 1 InsO]) 

Die Bundesregierung stimmt dem grundsätzlichen Anliegen 
des Bundesrates zu, für eine effektive Kontrolle den Ver- 
bleib einzelner Massegegenstände zu dokumentieren. Nach 
der vorgeschlagenen Änderung des § 151 Abs. 1 InsO 
wären allerdings auch die Positionen des Umlaufvermögens 
zu erörtern und die dem Umlaufvemiögen angehörenden 
Gegenstände hinsichtlich der Massezugehörigkeit zu be- 
zeichnen. Wie zu Artikel 1 Nr. 14 (§ 151 Abs. 1 InsO) aus- 
geführt, stößt die vorgeschlagene Behandlung des Umlauf- 
vemiögens wegen seiner ständigen Fluktuation auf Schwie- 


rigkeiten und zieht Kosten nach sich, die die Masse erheb- 
lich belasten, ohne dass sie für die Kontrolle des Gerichts 
einen Mehrwert erbringen würden. Im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens sollte deshalb geprüft werden, ob 
die für § 153 Abs. 1 InsO vorgesehenen Erläuterungs- und 
Kennzeichnungspflichten nicht auf werthaltige Gegen- 
stände des Anlagevermögens beschränkt werden kann. 

Zu Nummer 16 (Zu Artikel 1 Nr. 16 [§ 208 InsO]) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates grundsätzlich zu. An die Begründung der 
Masseunzulänglichkeit sollten jedoch keine überzogenen 
Anforderungen gestellt werden; so erscheint es nicht not- 
wendig, die Masseunzulänglichkeit gutachtlich darzulegen. 
Eine kurze Begründung, aus der die wesentlichen Gründe 
für die Anzeige des Insolvenzverwalters ersichtlich ist, er- 
scheint ausreichend. 

Zu Buchstabe b (Absatz 4) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu Artikel 2 

Zu Nummer 1 (Zu Artikel 2 Nr. 1 [§ 4 Abs. 3 InsVV]) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu Nummer 2 (Zu Artikel 2 Nr. 2 [§ 17 Satz 1 InsVV]) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates grundsätzlich zu. Es erscheint allerdings frag- 
lich, ob durch die Erhöhung der Vergütung tatsächlich qua- 
lifizierte Mitglieder für den Gläubigerausschuss gewonnen 
werden können, weil selbst die angehobene Vergütung im 
Vergleich zu den auf dem Beratungsmarkt erzielbaren 
Honoraren nur gering ist. 

Zu Nummer 3 (Zu Artikel 2 Nr. 3 [§ 18 Abs. 1 InsVV]) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates grundsätzlich zu. Auf die Ausführungen zu 
Nummer 2 (§ 17 Satz 1 InsVV) wird verwiesen. 

Zu Artikel 3 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundes- 
rates zum Inkrafttreten des Gesetzes zu. 
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